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Mountain Alliance AG 

München 

Wertpapier-Kennnummer: A12UK0  

ISIN: DE000A12UK08 
 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: ECF062023oHV 
 

Einberufung der ordentlichen (virtuellen) Hauptversammlung 

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zu der am Dienstag, 27. Juni 2023, um 11:00 Uhr (MESZ), 
stattfindenden, ordentlichen (virtuellen) Hauptversammlung der Mountain Alliance AG 
(„Gesellschaft“) ein. 

Die Hauptversammlung wird auf Grundlage von § 26n Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum 
Aktiengesetz („EGAktG“) mit Zustimmung des Aufsichtsrats in der Form einer virtuellen 
Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) virtuell abgehalten. 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist das ecos office center münchen, 
Landsberger Straße 155, 80687 München.  

Für die Aktionäre und deren Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der 
Hauptversammlung. 

Die gesamte Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder deren 
Bevollmächtigte am Dienstag, 27. Juni 2023, ab 11:00 Uhr (MESZ), live im Internet unter der 
Internetadresse 

https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ 

im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung der 
Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder durch Bevollmächtigte - ausschließlich im Wege 
der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter. Bitte beachten Sie auch die Hinweise am Ende dieser Einladung.  
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Mindestunformationen nach § 125 Abs. 2 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4  
Abs. 1 sowie Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses ECF062023oHV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A12UK08 

2. Name des Emittenten  Mountain Alliance AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung 

1. Datum der Hauptversammlung  27.06.2023 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  
20230627] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 11:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  
09:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Virtuelle Hauptversammlung:  
https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ 

Im Sinne des Aktiengesetzes:  
ecos office center münchen, Landsberger Straße 155, 80687 
München, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  20.06.2023, 00:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  
20230620] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ 
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Tagesordnung: 

Tagesordnungspunkt 1: 

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2022, des gebilligten 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2022 sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022. 

Die vorgenannten Unterlagen stehen im Internet unter https://www.mountain-
alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zur Verfügung. 

Zu diesem Tagungsordnungspunkt ist keine Beschlussfassung der Hauptversammlung vorgesehen. Der 
Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit 
festgestellt. Die Voraussetzungen, unter denen die Hauptversammlung über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Billigung des Konzernabschlusses zu beschließen hätte, liegen nicht vor. 

Tagesordnungspunkt 2: 

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2022. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, über die Entlastung des Vorstands für das am  
31. Dezember 2022 beendete Geschäftsjahr folgenden Beschluss zu fassen: 

„Dem Mitglied des Vorstands Manfred Danner wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt.“ 

Tagesordnungspunkt 3: 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
am 31. Dezember 2022 beendete Geschäftsjahr im Wege der Einzelentlastung folgenden Beschluss zu 
fassen: 

a) „Dem Mitglied des Aufsichtsrats  Dr. Cornelius Boersch wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung 
erteilt.“ 

b) „Dem Mitglied des Aufsichtsrats Sandra Isabell Mann wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung 
erteilt.“ 

c) „Dem Mitglied des Aufsichtsrats Daniel S. Wenzel wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung 
erteilt.“  

d) „Dem Mitglied des Aufsichtsrats Daniel Wild wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt.“ 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien. 

Das Aktienrecht erlaubt, die Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien besonders zu ermächtigen. Wir 
möchten dieses Instrument nutzen, um z.B. eigene Aktien als Akquisitionswährung beim Erwerb von 
Unternehmen oder Beteiligungen daran anbieten zu können. Wir möchten sie auch im Rahmen von 
Mitarbeiterbeteiligungsmodellen und zur Bedienung von Bezugsrechten bzw. Wandlungsrechten für 
Options- bzw. Wandelanleihen, die aufgrund einer von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung 
ausgegeben werden, sowie für andere gesetzlich zulässige Zwecke verwenden. Die Ermächtigung soll 
auf fünf Jahre befristet sein. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Ermächtigung 

Die Gesellschaft wird dazu ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen 
zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr 
nach den §§ 71a ff AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10% des 
Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien 
genutzt werden. 

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals unter Verfolgung 
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt werden. Die Ermächtigung kann auch durch 
Unternehmen ausgeübt werden, die von der Gesellschaft abhängig sind oder in ihrem 
Mehrheitsbesitz stehen, oder auch durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte. Die Ermächtigung gilt bis zum 26. Juni 2028. 

b) Erwerbswege 

Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder aufgrund eines an jeweils alle 
Aktionäre gerichteten Kaufangebots bzw. aufgrund einer an jeweils alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten. Die Vorschriften des 
Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes im Fall eines an die Aktionäre gerichteten 
Kaufangebots bzw. aufgrund einer an die Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten sind nur dann und nur soweit zu beachten, wie dieses Gesetz 
auf solche Erwerbe durch die Gesellschaft anwendbar ist. 

c) Festlegung des niedrigsten und höchsten Gegenwerts 

(aa) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag durch die 
Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktien im XETRA-Handel (oder einem an die 
Stelle des XETRA-Handels tretenden funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10% überschreiten und um nicht 
mehr als 10% unterschreiten. 
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(bb) Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an jeweils alle Aktionäre gerichteten Kaufangebots 
bzw. aufgrund einer an jeweils alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 
Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10% überschreiten 
und um nicht mehr als 10% unterschreiten. Maßgeblicher Wert der Aktie ist der 
volumengewichtete Mittelwert der Schlussauktionspreise im XETRA-Handel (oder 
einem an die Stelle des XETRA-Handels tretenden funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse am dritten, vierten und fünften 
Börsenhandelstag vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des öffentlichen 
Kaufangebots oder der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten. 

Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an jeweils alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots bzw. einer an jeweils alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche 
Abweichungen des maßgeblichen Werts, so kann das Kaufangebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden. In diesem Fall 
wird auf den volumengewichteten Mittelwert der Schlussauktionspreise für Aktien der 
Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Handels tretenden 
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse am 
dritten, vierten und fünften Börsenhandelstag vor der öffentlichen Ankündigung der 
Anpassung abgestellt.  

d) Umfang des Erwerbs 

Das Volumen des Kaufangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
kann begrenzt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten das Volumen der angedienten Aktien das 
vorgesehene Rückkaufvolumen überschreitet, kann der Erwerb im Verhältnis der jeweils 
angebotenen Aktien erfolgen; das Recht der Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer 
Beteiligungsquoten anzudienen, ist insoweit ausgeschlossen. Eine bevorrechtigte Annahme 
geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine 
kaufmännische Rundung zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien können 
vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit 
ausgeschlossen.  

Das öffentliche Kaufangebot bzw. die öffentliche Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorsehen.  

e) Verwendung der eigenen Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf Grund dieser Ermächtigung 
erworben werden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch den 
folgenden Zwecken zu verwenden: 
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aa) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die 
Ermächtigung zur Einziehung kann ganz oder in Teilen ausgeübt werden. Die 
Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abweichend davon 
bestimmen, dass das Grundkapital nicht herabgesetzt wird, sondern sich der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 Aktiengesetz erhöht. Der Vorstand 
ist in diesem Fall ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung anpassen. 

bb) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder aufgrund eines 
Angebots an alle Aktionäre veräußert werden, wenn der bar zu zahlende Kaufpreis den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die 
Anzahl der in dieser Weise veräußerten Aktien darf zusammen mit der Anzahl der 
neuen Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, und 
der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten 
oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder Genussrechten entstehen können, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 10% des Grundkapitals nicht überschreiten. 
Maßgeblich ist das Grundkapital zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die vorliegende Ermächtigung oder – falls dies geringer ist – 
das zum Zeitpunkt der Ausnützung der vorliegenden Ermächtigung bestehende 
Grundkapital.  

cc) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere auch in 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen sowie Zusammenschlüssen von Unternehmen.  

dd) Die Aktien können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen, zum Erwerb angeboten und auf sie 
übertragen werden. Sie können auch Mitgliedern des Vorstands oder Mitgliedern der 
Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb 
angeboten und auf sie übertragen werden. Soweit Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft begünstigt sind, obliegt die Auswahl der Begünstigten und die 
Bestimmung des Umfangs der ihnen zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat.  

ee) Die Aktien können zur Erfüllung von Wandlungs- und/oder Bezugsrechten bzw. 
Options- oder Wandlungspflichten auf Bezugsaktien der Gesellschaft genutzt werden, 
insbesondere von solchen Wandlungs- und/oder Bezugsrechten bzw. Options- oder 
Wandlungspflichten aus einer aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung 
begebenen Schuldverschreibungen. 

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam, 
ausgenutzt werden.  

Ein Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie 
diese Aktien gemäß der vorstehenden Ermächtigungen unter bb), cc), dd) oder ee) verwandt 
werden. 
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Schriftlicher Bericht des Vorstands zum Tagesordnungspunkt 4 über die Gründe für die Ermächtigung 
des Vorstands, ein bestehendes Andienungsrecht der Aktionäre beim Erwerb und das Bezugsrecht 
der Aktionäre bei der Veräußerung eigener Aktien auszuschließen  
 
Das Aktiengesetz bietet in seinem § 71 Abs. 1 Nr. 8 die Möglichkeit, aufgrund einer Ermächtigung der 
Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des Grundkapitals zu erwerben.  

Der Beschlussvorschlag gemäß Tagesordnungspunkt 4 sieht vor, den Vorstand zum Erwerb eigener 
Aktien zu ermächtigen, die maximal 10% des im Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – des im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
ausmachen dürfen. Dabei hat der Erwerb über die Börse, aufgrund eines öffentlichen Kaufangebots 
oder aufgrund einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erfolgen. Der 
aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist jeweils zu beachten.  

Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels 
einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, kann das Volumen des Angebots 
bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten begrenzt werden. Dabei kann es dazu 
kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der 
Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten 
erfolgen. Hierbei soll es nach Tagesordnungspunkt 4 lit. d) möglich sein, eine Repartierung nach dem 
Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten 
vorzunehmen, weil sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen 
technisch besser abwickeln lässt. Außerdem soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme 
geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. 
Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Schließlich soll 
eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien 
vorgesehen werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen 
andienenden Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den 
Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Der Vorstand und der Aufsichtsrat halten 
den hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre 
daher für sachlich gerechtfertigt.  

Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten können die Adressaten dieser 
Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien sie der Gesellschaft zu welchem Preis (bei Festlegung einer 
Preisspanne) anbieten möchten.  

Der jeweils gebotene Preis bzw. die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten Kaufpreisspanne 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den volumengewichteten Mittelwert der 
Schlussauktionspreise für Aktien im XETRA-Handel (oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems 
getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse am 
dritten, vierten und fünften Börsenhandelstag vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 
öffentlichen Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um 
nicht mehr als 10% über- oder unterschreiten.  
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Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst 
werden. In diesem Fall wird auf den volumengewichteten Mittelwert der Schlussauktionspreise für 
Aktien im XETRA-Handel (oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse am dritten, vierten und fünften 
Börsenhandelstag vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot bzw. 
die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorsehen.  

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den nachfolgend ausdrücklich 
aufgeführten Zwecken zu verwenden.  

Die vorgeschlagenen Möglichkeiten der Veräußerung eigener Aktien nach Tagesordnungspunkt 4 lit. 
e) dienen der vereinfachten Mittelbeschaffung. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die 
Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse 
oder aufgrund eines Angebots an alle Aktionäre ermächtigen.  

Die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können nach 
Tagesordnungspunkt 4 lit. e) aa) von der Gesellschaft eingezogen werden, ohne dass hierfür eine 
erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlich wäre. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 
kann die Hauptversammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien 
beschließen, ohne dass hierdurch eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich 
wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese 
Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung eigener Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht 
sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. 
Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der Satzung 
hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vorzunehmen.  

Voraussetzung für einen Bezugsrechtsausschluss ist dabei nach Tagesordnungspunkt 4 lit. e) bb), dass 
die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Preis veräußert werden, der den 
Börsenkurs der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet. Ein solcher Bezugsrechtsausschluss ist gesetzlich möglich und in der Praxis 
üblich. Der Vorstand wird – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – einen Abschlag auf den Börsenpreis 
so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag wird nicht mehr als 5% des Börsenkurses betragen. Die 
Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss und in einer anderen Form 
als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre liegt angesichts des starken Wettbewerbs 
an den Kapitalmärkten im Interesse der Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit die 
Chance, nationalen und internationalen Investoren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, den 
Aktionärskreis zu erweitern und den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Veräußerung zu einem 
den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis sowie mit der Begrenzung des Anteils 
eigener Aktien auf insgesamt maximal 10% des Grundkapitals werden die Vermögensinteressen der 
Aktionäre angemessen gewahrt.  
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Nach Tagesordnungspunkt 4 lit. e) cc) hat die Gesellschaft darüber hinaus die Möglichkeit, eigene 
Aktien zur Verfügung zu haben, um diese beim Erwerb von Sachleistungen, insbesondere beim Erwerb 
von Unternehmen oder bei Beteiligungen daran als Gegenleistung anbieten zu können. Die hier 
vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran schnell und flexibel ausnutzen 
zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss Rechnung. Bei der Festlegung der 
Wertrelationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt werden. Sie wird sich insbesondere bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung 
gewährten eigenen Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft orientieren. Um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch etwaige Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen, ist 
eine systematische Anknüpfung an einen Börsenpreis insoweit allerdings nicht vorgesehen.  

Der Bezugsrechtsausschluss in Tagesordnungspunkt 4 lit. e) dd) ermöglicht es der Gesellschaft ferner, 
eigene Aktien der Gesellschaft Arbeitnehmern der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen 
Unternehmens und/oder Mitgliedern des Vorstands und der Geschäftsführung eines mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb anzubieten. Hierdurch können Aktien als 
Vergütungsbestandteil eingesetzt werden, die Beteiligung an diesen Personenkreis am Aktienkapital 
der Gesellschaft gefördert werden und damit die Identifikation mit der Gesellschaft im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre gestärkt werden. Soweit Mitglieder des Vorstands begünstigt sind, 
obliegt die Gewährung der Aktien, die Auswahl der Begünstigten und die Bestimmung des Umfangs 
der ihnen jeweils zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat.  

In all diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden, damit 
die Aktien so wie dargestellt verwandt werden können. Bei seiner Entscheidung über den 
Bezugsrechtsausschluss wird sich der Vorstand vom Interesse der Aktionäre leiten lassen, und 
sorgfältig abwägen, ob dieser im Interesse der Gesellschaft notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das 
Bezugsrecht ausgeschlossen.  

Alle Maßnahmen des Vorstands auf der Grundlage der Ermächtigungen der Hauptversammlung gemäß 
dem Beschluss zu Tagesordnungspunkt 4 lit. a) bis e), also die Ausnutzung der Ermächtigungen sowohl 
zum Erwerb eigener Aktien als auch zur Verwendung erworbener Aktien, dürfen nur mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats vorgenommen werden.  

Der Vorstand wird die einer Ausnutzung nachfolgende Hauptversammlung über eine Ausnutzung der 
vorstehenden Ermächtigungen unterrichten.  
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Tagesordnungspunkt 5: 

Beschlussfassung über die Einfügung eins neuen Absatz (1a) in § 14 der Satzung zur Ermächtigung 
des Vorstands zur künftigen Ermöglichung virtueller Hauptversammlungen. 

Durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und 
Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher Vorschriften  
(BGBl. I 2022, S. 1166) wurde die virtuelle Hauptversammlung dauerhaft im Aktiengesetz verankert. 
Nach dem neuen § 118a AktG kann die Satzung vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen 
vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Versammlungsort als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. Um dem 
Vorstand der Gesellschaft zukünftig ausreichend Flexibilität zu gewähren, soll eine entsprechende 
Ermächtigung an den Vorstand erteilt werden. Diese Ermächtigung soll gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben auf fünf Jahre befristet werden. Während der Laufzeit der Ermächtigung wird der Vorstand 
für jede Hauptversammlung neu nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, ob und unter welchen 
Voraussetzungen diese gegebenenfalls als virtuelle Hauptversammlung einberufen werden soll.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

In § 14 der Satzung der Gesellschaft wird nach Absatz (1) folgender Absatz (1a) neu eingefügt: 

„(1a) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten 
wird (virtuelle Hauptversammlung). Die vorstehende Ermächtigung gilt für einen Zeitraum von 
fünf Jahren nach Eintragung dieser, auf der Hauptversammlung am 27. Juni 2023 
beschlossenen, Satzungsbestimmung in das Handelsregister der Gesellschaft.“ 

Tagesordnungspunkt 6: 

Beschlussfassung über die Neufassung von § 16 Abs. (4) der Satzung zur Ermöglichung der 
Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an Hauptversammlungen im Wege der Bild- und 
Tonübertragung. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung des Geschäftsverkehrs und der Einführung der 
Möglichkeit der Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung sollen für Mitglieder des Aufsichtsrats 
die Möglichkeiten konkretisiert werden, in bestimmten Fällen in Abstimmung mit dem 
Aufsichtsratsvorsitzenden an Hauptversammlungen der Gesellschaft im Wege der Bild- und 
Tonübertragung von einem anderen Ort als dem Versammlungsort aus teilzunehmen.  
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 16 Absatz 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„(4) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann Mitglieder des Aufsichtsrats ausnahmsweise die Teilnahme 
an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestatten, wenn das 
Aufsichtsratsmitglied seinen Wohn- oder Dienstsitz im Ausland hat oder eine Anwesenheit am 
Ort der Hauptversammlung mit einer unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre oder 
wenn die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. Die 
Teilnahmepflicht des Versammlungsleiters gemäß § 118a Abs. 2 Satz 3 AktG bleibt 
unberührt.“ 

 

Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung  

1. Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung / Zuschaltung 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 27. Juni 2023 wird mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats gemäß § 118a AktG i.V.m. § 26n Abs. 1 EGAktG als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft) abgehalten. Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten am Ort 
der Hauptversammlung ist ausgeschlossen.  

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren 
Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 27. Juni 2023 ab 11:00 Uhr 
(MESZ) im Internet unter 

https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ 

im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im Wege 
der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter. 

Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre 
(und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren unter anderem ihre 
Aktionärsrechte ausüben. Für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice zur 
Hauptversammlung ist eine Zugangsberechtigung erforderlich. Einzelheiten hierzu finden sich unten 
im nachfolgenden Abschnitt „2. Voraussetzung für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung".  

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten setzt voraus, 
dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und sonstige durch 
§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des passwortgeschützten Internetservices 
bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Zugang zur Verfügung. 
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Beim Betreten der virtuellen Hauptversammlung unter Nutzung des passwortgeschützten 
Internetservices während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2023 sind die 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet. Die 
elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im 
Sinne des § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 

2. Voraussetzung für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung ihres Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig angemeldet haben 
und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister eingetragen sind.   

Die Anmeldung muss der Gesellschaft in deutscher oder englischer Sprache spätestens bis zum Ablauf 
des 20. Juni 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter der nachfolgenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse in Textform (§ 126b BGB) 

Mountain Alliance AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89/889690633 
E-Mail: mountain-alliance@better-orange.de 

oder elektronisch unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice unter 
https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ gemäß dem von der 
Gesellschaft festgelegten Verfahren zugehen. 

Die Better Orange IR & HV AG ist für die Anmeldung und die Entgegennahme von Gegenanträgen und 
Wahlvorschlägen die Empfangsbevollmächtigte der Gesellschaft.  

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Aktionär nur, wer als solcher im 
Aktienregister eingetragen ist. Für das Recht zur Verfolgung der Hauptversammlung im Internet sowie 
für die Anzahl der einem Aktionär in der virtuellen Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte ist 
demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tage der Hauptversammlung maßgeblich. 

Aus technischen Gründen werden allerdings im Zeitraum vom Ablauf des 20. Juni 2023 bis zum Schluss 
der Hauptversammlung keine Umschreibungen im Aktienregister vorgenommen (sog. 
Umschreibestopp). Deshalb entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der 
Hauptversammlung dem Stand am Ende des Anmeldeschlusstages, dem 20. Juni 2023, 24:00 Uhr 
(MESZ) (sog. Technical Record Date). Der Umschreibestopp bedeutet keine Sperre für die Verfügung 
über die Aktien. Erwerber von Aktien, deren Umschreibungsanträge nach dem 20. Juni 2023 bei der 
Gesellschaft eingehen, können allerdings das Recht zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet, die Stimmrechte sowie weitere sich aus dem Aktienbesitz ergebende 
Rechte bis zum Schluss der Hauptversammlung nicht ausüben, es sei denn, sie lassen sich insoweit 
bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen. In solchen Fällen bleiben das Recht zur 
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, die Stimmrechte und weitere sich aus dem 
Aktienbesitz ergebenden Rechte bis zur Umschreibung noch bei dem im Aktienregister eingetragenen 
Aktionär. 
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Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister eingetragen sind, 
werden daher gebeten, Umschreibungsanträge rechtzeitig zu stellen. 

Intermediäre, wie insbesondere Kreditinstitute, und Aktionärsvereinigungen sowie diesen gemäß 
§ 135 AktG gleichgestellte Institutionen oder Personen dürfen das Stimmrecht für Aktien, die ihnen 
nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund einer 
Vollmacht ausüben. Näheres hierzu regelt § 135 AktG. 

Zur Erleichterung der Anmeldung wird den Aktionären, die spätestens am 6. Juni 2023, 00:00 Uhr 
(MESZ), im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind, zusammen mit der Mitteilung über die 
Einberufung der virtuellen Hauptversammlung ein Anmeldeformular übersandt. Dieses 
Anmeldeformular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.mountain-
alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zum Download bereit. Es kann zudem 
kostenfrei bei der Gesellschaft z. B. per Mail unter mountain-alliance@better-orange.de angefordert 
werden. 

Für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice ist eine Zugangsberechtigung erforderlich. 
Aktionären, die spätestens am 6. Juni 2023, 00:00 Uhr (MESZ), im Aktienregister der Gesellschaft 
eingetragen sind, werden die individuellen Zugangsdaten (Zugangskennung und Zugangspasswort) 
zusammen mit der Einladung zur virtuellen Hauptversammlung zugesandt.  

Bei Eintragungen in das Aktienregister erst nach diesem Zeitpunkt stehen für die Anmeldung zur 
virtuellen Hauptversammlung jedoch die anderweitig eröffneten Möglichkeiten der Anmeldung zur 
Verfügung. Sofern für die Anmeldung nicht das von der Gesellschaft versandte Formular verwendet 
wird, ist durch eindeutige Angaben für eine zweifelsfreie Identifizierung des sich anmeldenden 
Aktionärs zu sorgen, zum Beispiel durch die Nennung des vollständigen Namens bzw. der vollständigen 
Firma des Aktionärs, der Anschrift und der Aktionärsnummer. Die individuellen Zugangsdaten für den 
passwortgeschützten Internetservice werden diesen Aktionären nach Eingang der Anmeldung bei der 
Gesellschaft zugesandt.   

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte können ihr Stimmrecht im Wege 
elektronischer Kommunikation (Briefwahl) ausüben. Auch im Fall einer Stimmabgabe durch 
elektronische Briefwahl ist ein fristgerechter Zugang der Anmeldung nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. 

Briefwahlstimmen können ab dem 5. Juni 2023 elektronisch unter Nutzung des unter 
https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservices gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt 
der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung 
am 27. Juni 2023 abgegeben, geändert oder widerrufen werden. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der elektronischen 
Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden 
Punkt der Einzelabstimmung. 
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Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte 
können sich der elektronischen Briefwahl bedienen. 

4. Stimmrechtsvertretung durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht nicht 
persönlich ausüben möchten, können ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte, wie z.B. durch einen 
Intermediär, insbesondere ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater, 
andere Dritte oder einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben lassen. Auch 
in diesem Fall ist eine fristgemäße Anmeldung gemäß dem vorstehenden Abschnitt 2. erforderlich.  

Auch Bevollmächtigte können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im 
Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege der elektronischen Briefwahl (siehe dazu Abschnitt 3.) 
oder durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft (siehe dazu Abschnitt 5.) ausüben. 

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass 
der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

Für die Erteilung der Vollmacht, deren Widerruf sowie den Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft genügt grundsätzlich die Textform (§ 126b BGB). 

Wenn weder ein Intermediär noch eine Aktionärsvereinigung noch ein Stimmrechtsberater oder eine 
diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution bevollmächtigt wird, kann die 
Vollmacht nach § 17 Abs. 2 Satz 3 der Satzung schriftlich, per Telefax oder im Wege elektronischer 
Datenübertragung erteilt werden. Gleiches gilt für den Widerruf einer Vollmacht.  

Die Vollmacht kann gegenüber dem zu Bevollmächtigenden oder gegenüber der Gesellschaft erklärt 
werden. Ein Formular, das zur Vollmachtserteilung verwendet werden kann, wird den Aktionären 
zusammen mit der Mitteilung über die Einberufung der virtuellen Hauptversammlung übersandt. 
Entsprechende Formulare stehen ferner unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ zum Download bereit. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann an die Gesellschaft spätestens bis zum 26. Juni 2023,  
24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden Postanschrift, Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse  

Mountain Alliance AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89/889690633 
E-Mail: mountain-alliance@better-orange.de 

oder ab dem 5. Juni 2023 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice unter 
https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren übermittelt, geändert oder widerrufen werden. Entscheidend ist der 
Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. 
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Am Tag der virtuellen Hauptversammlung können Vollmachten aus technischen Gründen 
ausschließlich unter Nutzung des unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren erteilt, geändert oder widerrufen werden.   

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten auch 
zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen 
soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 
Der Widerruf oder die Änderung einer bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den 
vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar 
gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 

Bei der Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern oder 
einer diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person oder Institution gilt § 135 AktG. 

Für die Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung oder einer bzw. eines 
anderen mit diesen durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person, Institution, Unternehmens oder 
Vereinigung besteht ein Textformerfordernis weder nach dem Gesetz noch nach der Satzung. 
Möglicherweise verlangen jedoch in diesen Fällen die zu Bevollmächtigenden eine besondere Form 
der Vollmacht, da sie diese gemäß § 135 Abs. 1 Satz 2 AktG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 135 
Abs. 8 AktG) nachprüfbar festhalten müssen. Die möglicherweise zu beachtenden Besonderheiten 
bitten wir bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären weiter die Möglichkeit, sich durch weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Aktionäre, die von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen wollen, müssen sich gemäß den vorstehenden Bestimmungen 
fristgerecht zur virtuellen Hauptversammlung anmelden (siehe dazu Abschnitt 2.). 

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post, Telefax 
oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „4. Stimmrechtsvertretung durch einen Bevollmächtigten“ 
genannte Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens 26. Juni 2023, 24:00 Uhr 
(MESZ), oder ab dem 5. Juni 2023 unter Nutzung des unter https://www.mountain-
alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen passwortgeschützten 
Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt der Schließung der 
Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am  
27. Juni 2023 erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

Ein entsprechendes Formular für die Erteilung einer Vollmacht mit Weisungen an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft wird den Aktionären zusammen mit der Mitteilung über die 
Einberufung der virtuellen Hauptversammlung übersandt und steht auch auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zum 
Download zur Verfügung. 

Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen diesen 
in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 
sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten Weisungen abzustimmen; sie können die 
Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben und sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur 
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Stimmrechtsausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung vorliegt. Die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der virtuellen Hauptversammlung 
Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur Stellung von 
Anträgen entgegen. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem 
Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der 
Einzelabstimmung. 

6. Recht der Aktionäre auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag 
von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der 
Gesellschaft an folgende Adresse zu richten. 

Mountain Alliance AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 

Das Verlangen muss der Gesellschaft gem. § 122 Abs. 2 AktG spätestens bis zum Ablauf des  
2. Juni 2023, 24:00 Uhr (MESZ) zugegangen sein. Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs des 
Ergänzungsverlangens bei der Gesellschaft. 

Die betreffenden Aktionäre haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über das Ergänzungsverlangen halten, wobei § 70 AktG für die 
Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. Dabei ist § 121 Abs. 7 AktG entsprechend 
anzuwenden. 

7. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG  

Aktionäre der Gesellschaft können Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat 
zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers und 
Konzernabschlussprüfers sowie zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern (sofern Gegenstand der 
Tagesordnung) übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an:  

Mountain Alliance AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89/889690655 
E-Mail: antraege@better-orange.de 
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Die Gesellschaft wird Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und/oder des Aufsichtsrats zu 
einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und Wahlvorschläge gemäß § 127 
AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ veröffentlichen, wenn sie der Gesellschaft spätestens bis zum  
12. Juni 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter der oben genannten Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zugehen. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bleiben 
unberücksichtigt.  

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner etwaigen Begründung kann unter den in 
§ 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen abgesehen werden. Wahlvorschläge von Aktionären 
brauchen zusätzlich zu den Fällen von § 126 Abs. 2 AktG nicht zugänglich gemacht werden, wenn diese 
nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person enthalten. Die 
Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 
mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes 
zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft 
ermöglicht, das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder Wahlvorschlägen auszuüben, sobald der den 
Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und 
ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben dar-
über hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation Anträge und Wahl-
vorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu Abschnitt 9.). 

8. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach § 130a 
Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in Textform oder im 
Videoformat im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht ihnen mit den 
entsprechenden Zugangsdaten der passwortgeschützte Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zur 
Verfügung.  

Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im Dateiformat 
PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen. Stellungnahmen im 
Videoformat sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren in den Dateiformaten MPEG-4 oder MOV 
einzureichen; sie dürfen eine Dateigröße von 1 GB nicht überschreiten.  

Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Es sind nur solche Stellungnahmen im 
Videoformat zulässig, in denen der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter selbst in Erscheinung tritt. Mit 
dem Einreichen erklärt sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die 
Stellungnahme unter Nennung seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich 
gemacht wird.  
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Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens am  
21. Juni 2023, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 
Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also 
spätestens am 22. Juni 2023, 24:00 Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre 
bzw. deren Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich gemacht.  

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im 
Rahmen der in Textform oder im Videoformat eingereichten Stellungnahmen werden in der 
Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von 
Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 7.), die Ausübung des Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 
10.) sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter 
Abschnitt 11.) ist ausschließlich auf den in dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert 
beschriebenen Wegen möglich. 

9. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 
haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation.  

Ab Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-
relations/hauptversammlung/ ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können.  

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 7.), sowie das Auskunftsverlangen nach § 131 
Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 10.).  

Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 
passwortgeschützten Internetservice über das System BetterMeeting von Better Orange IR & HV AG 
abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren Redebeitrag über den virtuellen 
Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-
mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge 
ab Version 88 oder Safari ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). 
Mobile Endgeräte mit ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab 
Version 89; mobile Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab 
Version 13.1. Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die 
vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von 
Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. Personen, die sich über 
den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag angemeldet haben, werden im 
passwortgeschützten Internetservice für ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich 
vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und 
Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, 
sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
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10. Auskunftsrecht 

Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das Auskunftsrecht nach 
§ 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im 
Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Abschnitt 9.) ausgeübt werden darf.  

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als 
Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden ist, diese Auskunft jedem 
anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu 
geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht 
erforderlich ist.  

Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft verweigert 
wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, 
in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen nach  
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG außer im Wege der 
Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des dafür vorgesehenen Verfahrens (dazu 
unter Abschnitt 9.), auch im Wege der elektronischen Kommunikation über den passwortgeschützten 
Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.mountain-
alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit 
den entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 

11. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der 
Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.mountain-alliance.de/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der 
virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2023 an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären. Darüber hinaus haben sie 
auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter Ziffer 9.) die Möglichkeit, Widerspruch zu Protokoll des 
Notars zu erklären. 

Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 
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12. Informationen zum Datenschutz 

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 
Kategorien Ihrer personenbezogenen Daten: Kontaktdaten (z.B. Ihre E-Mail-Adresse), erforderliche 
Angaben zu Namensaktien (Ihr Namen, Ihr Geburtsdatum und Ihre Adresse sowie die Stückzahl der 
Aktien oder Ihre Aktiennummern) und Verwaltungsdaten (z.B. die HV-Ticket-Nummer, 
Zugangskennung, Zugangspasswort) sowie gegebenenfalls Name, Vorname, Anschrift und E-Mail-
Adresse und Verwaltungsdaten (z.B. die HV-Ticket-Nummer, Zugangskennung, Zugangspasswort) des 
vom jeweiligen Aktionär benannten Aktionärsvertreters.  

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 
Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (nachfolgend „DSGVO“). Danach ist eine Verarbeitung 
personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft ist rechtlich verpflichtet, ein Aktienregister zu führen 
und die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um diesen Pflichten nachzugehen, ist die 
Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne Angabe 
Ihrer personenbezogenen Daten können Sie sich nicht zur Hauptversammlung anmelden. 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des Verantwortlichen 
lauten: 

Mountain Alliance AG 
Vorstand 
Theresienstraße 40 
D-80333 München 

Tel.: +49 89 2314141 - 00 

E-Mail: ir@mountain-alliance.de 

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte weitergegeben. 
Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der Gesellschaft zur 
Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung beauftragt 
wurden. Hierbei handelt es sich um Hauptversammlungsdienstleister, Rechtsanwälte oder 
Wirtschaftsprüfer. Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die 
Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 

Die oben genannten Daten werden nach Beendigung der Hauptversammlung gelöscht, es sei denn, die 
weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen 
oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. Die Angaben zu 
Namensakten werden nicht gelöscht, solange Sie Inhaber der Aktien sind und das 
Teilnehmerverzeichnis der Hautversammlung muss aufgrund von gesetzlichen Vorgaben 2 Jahre lang 
aufbewahrt werden. 
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Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, auf Antrag 
unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf Berichtigung unrichtiger Daten, 
das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen 
und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten 
personenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen 
Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegenstehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf 
Übertragung sämtlicher von Ihnen an uns übergebener Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht 
auf „Datenportabilität“).  

Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an ir@mountain-alliance.de.  

Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde. 

München, im Mai 2023 

Mountain Alliance AG 

Der Vorstand 


